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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Der Einsatz von Gewalt bei der Ausschaffung von widerrechtlich in der Schweiz
anwesenden Personen, für welche im Prinzip die kantonalen Vollzugsbehörden
zuständig sind, hatte in den letzten Jahren immer wieder zu Problemen und vereinzelt
sogar zu Todesfällen geführt. Um gesamtschweizerisch ein einheitliches Vorgehen
festzulegen, hatte der Bundesrat dem Parlament ein Zwangsanwendungsgesetz
unterbreitet, welches der Ständerat im Vorjahr trotz Bedenken der SP über die
zugelassenen Mittel und Methoden verabschiedet hatte.

Gegen einen Nichteintretensantrag Schelbert (gp, LU) und einen Rückweisungsantrag
der SP-Fraktion trat der Nationalrat mit 124 zu 36 Stimmen auf den Entwurf ein. Die SP
begrüsste zwar ein Gesetz, welches die Zwangsanwendung regelt, wandte sich aber
gegen einzelne, ihrer Meinung nach erniedrigende Massnahmen. In der Detailberatung
blieben Anträge des links-grünen Lagers zur Beschränkung der zugelassenen Hilfsmittel
(Hunde, Fussfesseln) erfolglos. Im Gegenteil, der Rat fügte aufgrund eines
Kommissionsantrags auch die Verwendung von so genannten nicht tödlich wirkenden
Elektroschockgeräten (Taser) ein. Er verwarf aber einen Antrag Beck (lp, VD), wonach
der Medikamenteneinsatz zur Ruhigstellung renitenter Personen zuzulassen sei. Zudem
verbot er den Einsatz von Hilfsmitteln, welche die Atemwege behindern. In der
Gesamtabstimmung nahm er das Gesetz mit 96 zu 60 Stimmen an. Einstimmig sprachen
sich die FDP/LP- und die SVP-Fraktion dafür aus, bei der CVP alle ausser Kohler (JU),
während Grüne und SP es geschlossen ablehnten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.2007
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 2007, S. 1581 ff., 1613 ff. und 1622 ff.
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